
auf die § 39 Abs. 3 Satz 2 FGB be­
kanntlich nicht anzuwenden ist. 
Unter besonderen Voraussetzungen 
erscheint es mir indessen nicht aus­
geschlossen, das gemeinschaftliche 
eheliche Vermögen — und zwar das 
gesamte — nach zivilrechtlichen Ge­
sichtspunkten zu beurteilen, z. B. 
dann, wenn die geschiedenen Ehe­
leute weiterhin zusammen leben 
wollen, ohne erneut zu heiraten. 
Ebenso wie unter solchen Umstän­
den kein familienrechtlich zu beur­
teilendes gemeinschaftliches Eigen­
tum und Vermögen entstehen kann, 
ist es auch nicht gerechtfertigt, das 
vormals gemeinschaftliche Eigentum 
und Vermögen der Ehegatten zeitlich

Das genossenschaftliche Arbeitsver­
hältnis ist untrennbarer Bestandteil 
der Mitgliedschaft. Mit der Auf­
nahme als Mitglied einer LPG wird 
das Recht auf Arbeit und die Pflicht 
zur Arbeit begründet. Voraussetzung 
dafür ist jedoch ein Mindestalter. In 
den LPG-Musterstatuten der Typen 
I bis III sowie im GPG-Musterstatut 
wird einheitlich geregelt, daß Mit­
glied der Genossenschaft nur Perso­
nen werden können, die das 16. Le­
bensjahr vollendet haben.
Im LPG-Recht gibt es jedoch keine 
gesetzliche Regelung darüber, inwie­
weit bei nicht volljährigen Bürgern 
die Erziehungsberechtigten der Be-

unbegrenzt als solches aufrechtzuer­
halten.
Machinia weist zu Recht auf die Ver­
pflichtung der Gerichte hin, die Pro­
zeßparteien im Ehescheidungsver­
fahren mit der vermögensrechtli­
chen Situation hinreichend vertraut 
zu machen. Dazu gehört auch, ihnen 
die Prinzipien der Vermögensteilung 
und die Möglichkeiten zur alsbaldi­
gen Auseinandersetzung zu erläu­
tern. Es muß ihnen bewußt sein, 
welche Konsequenzen sich ergeben, 
wenn sie die Teilung nicht binnen 
Jahresfrist vornehmen.

Dt. FRANZ THOMS, Richter
am. Obersten Gericht

gründung eines Mitgliedschaftsver- 
hältnisses zustimmen müssen. Des­
halb ist m. E. der vom Obersten Ge­
richt aufgestellte Rechtsgrundsatz zu 
beachten, daß — unter Beachtung der 
Eigentümlichkeiten des genossen­
schaftlichen Arbeitsverhältnisses — 
eine analoge Anwendung arbeits­
rechtlicher Vorschriften erwogen 
werden kann, wenn entsprechende 
LPG-rechtliche Bestimmungen feh­
len (OG, Urteil vom 25. April 1968 — 
1 Uz 3/67 - NJ 1968 S. 474).
Das hat zur Folge, daß bei der Be­
gründung eines LPG-Mitgliedschafts- 
verhältnisses durch einen Jugendli­
chen, mit der stets zugleich ein Ar­

beitsverhältnis eingegangen wird, 
die Regelung des § 141 Abs. 1 GBA 
analoge Anwendung finden muß. 
Demnach ist auch der Eintritt eines 
Jugendlichen in eine LPG nur mit 
Zustimmung der Erziehungsberech­
tigten möglich. Die Mitgliederver­
sammlung kann also nur dann einen 
Jugendlichen durch Beschluß in die 
LPG auf nehmen, wenn die Zustim­
mung der Erziehungsberechtigten 
vorliegt, wobei allerdings auch die 
nachträgliche Zustimmung genügen 
sollte.
Eine solche analoge Anwendung er­
gibt sich insbesondere auch aus der 
Notwendigkeit, Jugendliche zu schüt­
zen. Eis verstößt m. E. gegen die 
Grundsätze des sozialistischen Ju­
gendschutzes, wenn diese Zustim­
mung der Erziehungsberechtigten 
bisher nicht gefordert wurde. Das 
geltende Recht räumt weder einer 
LPG noch einem Jugendlichen vor 
der Vollendung seines 18. Lebensjah­
res das Recht ein, ohne Zustimmung 
der Erziehungsberechtigten ein LPG- 
Mitgliedschaftsverhältnis zu begrün­
den.
Eine solche Handhabung entspricht 
im übrigen auch den Bestimmungen 
des § 50 Abs. 1 und 2 ZGB, wonach 
Jugendliche unter 18 Jahren Rechte 
und Pflichten nur mit Zustimmung 
ihres gesetzlichen Vertreters begrün­
den können; auch die nachträgliche 
Zustimmung (Genehmigung) ist mög­
lich.

WOLFGANG TRÄGER, Justitiar
des VEB Kohlehandel Dresden

Zur Begründung eines LPG-Mitgliedschaftsverhältnisses 
durch Jugendliche

Rechtsprechung

Familienrecht

§ 20 Abs. 1 FGB; § 751 AbS. 1 ZPO; § 1 Abs. 2 der 
2. DB zur APfVO vom 12. Oktober 1965 (GBl. II S. 757).
1. Der Unterhaltsverpflichtete ist nicht berechtigt, ein­
seitig den gesetzlich vorgesehenen, festgesetzten oder 
vereinbarten Zahlungstermin auf einen späteren Zeit­
punkt zu verändern.
2. Zur Sicherung des Lebensbedarfs der Kinder hat der 
Unterhaltsverpflichtete ggf. die Unterhaltsbeträge für 
den kommenden Monat von seinem Arbeitseinkommen 
des Vormonats bereitzustellen.
3. Zahlt der Unterhaltsschuldner trotz gesellschaftlich­
erzieherischer Maßnahmen über längere Zeit den Un­
terhalt statt zu Beginn erst am Ende des laufenden 
Monats, dann sind Vollstreckungsmaßnahmen gerecht­
fertigt, um einen dauernd unpünktlich zahlenden 
Schuldner zur pünktlichen Einhaltung seiner Verpflich­
tung anzuhalten.
OG, Urteil vom 30. September 1975 — 1 ZzF 21/75.

Der Schuldner hat Unterhalt für die beiden Kinder aus 
seiner geschiedenen Ehe mit der Gläubigerin zu zahlen. 
Ein konkreter Zahlungstermin war nicht festgelegt 
worden. Nachdem der Unterhaltsschuldner dazu über­
gegangen war, den laufenden Unterhalt in der Regel 
erst in der zweiten Hälfte des jeweiligen Monats zu 
überweisen, und ein Versuch der Gläubigerin, ihn über 
seine Arbeitsstelle zur Unterhaltsleistung am Anfang 
des Monats zu veranlassen, fehlgeschlagen war, hat sie 
am 6. Januar 1975 den Erlaß eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses beantragt, der am 8. Januar 
1975 erlassen worden ist.
Auf Antrag des Schuldners hat der Sekretär des Kreis­

gerichts diesen Pfändungs- und Überweisungsbeschluß 
aufgehoben, weil die Gläubigerin zum Vorbringen des 
Schuldners nicht Stellung genommen habe. Der Schuld­
ner hatte behauptet, er sei seiner Unterhaltspflicht 
ordnungsgemäß nachgekommen, ein‘ Unterhaltsrück­
stand bestehe nicht und eine frühere Zahlung könne 
von ihm nicht verlangt werden, da er sein Gehalt 
immer erst am 20. des jeweiligen Monats erhalte.
Gegen den Beschluß des Sekretärs hat die Gläubigerin 
Erinnerung eingelegt, die vom Kreisgericht zurückge­
wiesen wurde. Es vertrat den Standpunkt, daß das 
Verhalten, Unterhalt stets erst am Ende des laufenden 
Monats zu leisten, nicht zu einer Vollstreckung in das 
Arbeitseinkommen des Schuldners führen könne. Eine 
Pfändung sei erst gerechtfertigt, wenn im laufenden 
Monat überhaupt nicht geleistet worden sei bzw. Rück­
stände bestünden.
Die hiergegen eingelegte Beschwerde der Gläubigerin 
hat das Bezirksgericht zurückgewiesen. Es hat sich der 
Auffassung des Kreisgerichts angeschlossen, dem 
Schuldner aber nahegelegt, den Unterhalt gemäß § 20 
Abs. 1 FGB monatlich im voraus zu zahlen, und der 
Gläubigerin empfohlen, bei weiterhin verzögerter Un­
terhaltszahlung eine Einflußnahme auf die Zahlungs­
moral des Schuldners durch gesellschaftliche Kräfte sei­
nes Arbeitsbetriebes zu veranlassen.
Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Das Oberste Gericht hat wiederholt auf die Bedeutung 
einer zielstrebigen Verwirklichung der Unterhalts­
ansprüche von Kindern mit Hilfe des Gerichts hinge­
wiesen, um deren Lebensbedürfnisse nach Möglich-
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